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Das Super-Budget ist unter Dach
Der Voranschlag für 2017 wurde vom Grossen Rat unverändert abgesegnet

Von Markus Vogt

Basel. Ein Überschuss von 143 Millio-
nen Franken in der laufenden Rech-
nung, ein negativer Finanzierungssaldo
von 215 Millionen, eine Steigerung der
Nettoschulden um 154 Millionen, Net-
to-Investitionen von gegen 500 Millio-
nen – das sind die wichtigsten Eckwerte
des Budgets 2017. Dazu ein Selbst-
finanzierungsgrad von 61 Prozent und
eine Nettoschuldenquote, die zwar von 
3,9 auf 4,2 Promille steigt, aber weit
unter dem zulässigen Wert von 6,5 Pro-
mille liegt. Anträge aus dem Plenum
hatten angesichts dieser Ausgangslage 
keine Chance, und die Debattierlust 
hielt sich ebenfalls in Grenzen. So
wurde das Budget schliesslich mit 80:0
genehmigt, also einstimmig.

Ein Novum war, dass die Gerichte 
ihr Budget gegenüber dem Grossen Rat
und der Regierung selber vertraten; das
neue Gerichtsorganisationsgesetz gibt
den Gerichten die Kompetenz, sich sel-
ber zu organisieren, auch in finanziel-
len Belangen. Deshalb nahm Stephan
Wullschleger, vorsitzender Präsident
des Appellationsgerichts und Präsident 
des Gerichtsrates, auf der Regierungs-
bank Platz. Zu tun bekam er freilich
nicht viel, denn nach ein paar Missver-
ständnissen bei der Budgetierung – die 
Gerichte hatten teilweise falsche 
Annahmen getroffen, und der Dialog 
mit dem Finanzdepartement hatte noch 
nicht richtig gespielt – wurde das
Gerichtsbudget um 830 000 Franken
gekürzt und diskussionslos genehmigt.

Patrick Hafner (SVP) würdigte als 
Präsident der Finanzkommission die 
stabilen finanziellen Verhältnisse. Das
einstimmige Ja der Kommission ver-
wundere angesichts der Zahlen nicht.
Doch gelte es, mit den Finanzen weiter-
hin sorgsam umzugehen. 

Regierungsrätin Eva Herzog machte 
es ebenfalls kurz und bündig – Basel-
Stadt werde um dieses ausgezeichnete
Budget beneidet. Die guten Rahmenbe-
dingungen gelte es zu erhalten. Sie hoffe 

auf ein positives Resultat bei der eidge-
nössischen Abstimmung über die Unter-
nehmenssteuerreform III (USR III) am
12. Februar 2017. Wichtig sei, dass bei
dieser Reform auch die Bevölkerung
eine Entlastung erfahre, wie dies im
Kanton Basel-Stadt geplant sei.

Grundsätzliches zur Finanzpolitik
Die Fraktionen signalisierten aus-

nahmslos Zustimmung, wobei auch 
Grundsätzliches angesprochen wurde.
Luca Urgese (FDP) meinte etwa, es sei
kurzsichtig, sich nun in Sicherheit zu
wiegen, denn was die USR III alles
bringe, sei noch nicht bekannt. Man
dürfe sich angesichts der heutigen tie-
fen Zinsen nicht dazu verleiten lassen,
Schulden anzuhäufen. Der FDP-Präsi-
dent wies auch auf die CS-Studie hin,

die am Dienstag veröffentlicht wurde – 
Basel-Stadt schneide schlecht ab. Wich-
tig sei, den Mittelstand zu entlasten,
was später in der Debatte auch Felix
Meier (CVP) forderte.

Heinrich Ueberwasser (SVP) ver-
langte ein «leistungsfähiges Sozialleit-
bild»; die Kostensteigerung im Sozial-
bereich bereite ihm Sorgen.

Beatriz Greuter (SP) bemerkte, ein
solches Budget gebe Handlungsspiel-
raum. Sie warnte davor, beim Steuer-
wettbewerb «den Blödsinn anderer»
mitzumachen. Die Gefahr bestehe, dass
die Schere zwischen Arm und Reich
grösser werde, dass die Umsetzung der 
Zuwanderungs-Initiative Mehrkosten
bescheren werde. Greuter erwartet von
der gemeinsamen Spitalgruppe mit 
Baselland Entlastungen. Schliesslich
warte man sehnlichst auf die angekün-
digte Museums-Strategie. Mit dieser
Forderung blieb sie nicht allein.

Patricia von Falkenstein (LDP) erin-
nerte daran, dass das gute Budget nicht
zuletzt deshalb zustande komme, weil
es «unserer Leitbranche» (der Pharma)
so gut gehe. Sie vermisste entschlosse-
nes Handeln des Kantons betreffend
Krankenkassenprämien.

Kurz zu reden gab dann noch der
Zolli. Die Finanzkommission wollte laut
Präsident Hafner eine Beitragskürzung
des Kantons wieder rückgängig
machen. Nach diversen Hinweisen,
diese Kürzung um 450 000 Franken sei
Teil des letzten Entlastungspakets, wies
der Rat den Antrag Hafners mit 62:17 
bei sieben Enthaltungen ab. 

Regierung krempelt BKB-Bankrat um
Andreas Sturm muss unerwartet das Präsidium abgeben – auf ihn folgt Adrian Bult

Musik Hug bleibt 
in der Region 
Filiale zügelt von der Freien
Strasse nach Allschwil 

Von Dominik Heitz

Basel. Als vor zwei Monaten die Gruppe
Musik Hug bekannt gab, ihre Basler Fili-
ale an der Freien Strasse schliessen zu
wollen, war die Trauer unter manchen
Musikliebhabern gross. Inzwischen ist 
Musik Hug nochmals über die Bücher
gegangen und hat nun beschlossen, sich 
nicht ganz von Basel zu verabschieden,
sondern in der Region zu bleiben. Das
Verkaufslokal an der Freien Strasse wird 
zwar aufgegeben, doch soll es im Früh-
jahr 2017 an der Binningerstrasse 152 in
Allschwil wieder aufgehen.

Grund für diese Wende war das Kon-
sultationsverfahren mit den Mitarbei-
tenden. In einer Mitteilung schreibt
Musik Hug, dass sich die Mitarbeitenden
sehr um eine Lösung bemüht hätten und
mit «fundierten und erfolgversprechen-
den Ansätzen» auf die Geschäftsleitung
zugekommen seien. «Wir sind froh, dass
wir nun eine so gute Lösung gefunden
haben und damit auch mehrere Stellen
in der Region Basel erhalten können»,
sagt Verwaltungsratspräsidentin Erika 
Hug. Von den über 20 Stellen sollen
deren neun erhalten bleiben.

Gleichzeitig mit dem Wegzug von 
Musik Hug aus der Freien Strasse ver-
lässt auch das der Gruppe Musik Hug
gehörende Piano Eckenstein sein Domi-
zil am Leonhardsgraben, teilte Andy Sut-
ter, Mitglied der Geschäftsleitung, der
BaZ mit. Piano Eckenstein soll am neuen
Standort integriert werden. Dieser prä-
sentiert sich als 500 Quadratmeter 
umfassendes, loftartiges Verkaufslokal
mit grosser Piano- und Blasinstrumen-
tenwerkstatt. Das wenige Meter hinter
der Kantonsgrenze liegende neue Lokal
soll im März 2017 eröffnet werden.
Zuvor findet im Januar an der Freien
Strasse ein Ausverkauf statt.

Feriendauer 
verlängert 
Basler Schulen neu mit zwei
Wochen Weihnachtsferien

Von Markus Vogt

Basel. Bis jetzt ist die Gesamtdauer der
Schulferien mit «zwölf bis dreizehn
Wochen» definiert, neu wird im
 Paragraf  71 dieses Gesetzes «vierzehn
Wochen» stehen. Mit dieser Änderung
ergeben sich zwei Wochen Weihnachts-
ferien an den Basler Schulen.

Das «Geschenk» an die Schüler 
kommt nicht einfach so, und die unter-
richtsfreie Zeit an den Schulen nimmt
dadurch nicht zu. Mit einem Massnah-
menpaket will der Regierungsrat drei-
erlei erreichen, nämlich einen mög-
lichst kompakten Unterricht an den
Schulen gewährleisten, die Ablösung 
der Ferienkonti für Lehrpersonen und
die Einführung einer generellen Entlas-
tung der Klassenleitungsfunktion auf
allen Schulstufen. Mit den Massnah-
men lässt sich unter anderem die fünfte 
Ferienwoche beim Staatspersonal,
wozu die Lehrpersonen ja zählen, bes-
ser umsetzen.

Mit der Vorlage werden zwar ver-
schiedene Dinge miteinander verbun-
den, die an sich nichts miteinander zu
tun haben: Einserseits die Entlastung
der Klassenlehrpersonen, andererseits
die Neuregelung der Ferienansprüche 
der Lehrerinnen und Lehrer. Doch so
gelang es, die Lehrerschaft hinter das
Vorhaben zu bringen.

Im Grossen Rat war das Thema völ-
lig unbestritten – das Geschäft wurde
mit 83:0 bei 6 Enthaltungen genehmigt.

Nachrichten

GLP geht ohne Fraktion
in neue Legislatur

Basel. Die Grünliberalen, die aufgrund
eines Sitzverlusts bei den Wahlen vom 
Oktober nur noch vier Sitze haben,
gehen ohne eigene Fraktion in die
Legislatur. Gespräche der GLP mit bür-
gerlichen und linken Parteien hätten zu
keiner Einigung geführt. Da die GLP für 
eine Fraktion fünf Grossratssitze benö-
tigt, sah sie sich nach Partnern um.

Neue Subvention für die
Kulturwerkstatt Kaserne
Basel. Die Kulturwerkstatt Kaserne 
erhält 2017–2020 Subventionen von
insgesamt zehn Millionen Franken. Die 
Kaserne sei auf Erfolgskurs, erklärte
Martin Lüchinger (SP), Vizepräsident
der Kulturkommission. Alle Fraktionen
stimmten zu, ausser der SVP, die mit 
einem Kürzungsantrag scheiterte.

Glückwünsche

Goldene Hochzeit

Basel. Heute feiern zwei Ehepaare 
ihr Hochzeitsjubiläum. Elke und
André Jung-Gräpel sowie
Fernande und Giorgio Rossi-Dietrich 
dürfen sich über die goldene Hochzeit 
freuen. Wir wünschen allen Jubilaren
einen wunderbaren Tag und alles Gute 
für das neue Ehejahr.
gratulationen@baz.ch

Korrekt
«Verurteilt für schmierige Fotos von
Basler Buben», BaZ vom 9. 12. 2016
In der BaZ hiess es im Zusammenhang
mit einem Gutachten der Universitären
Psychiatrischen Kliniken, dieses sei
strafrechtlich nicht verwertbar gewesen.
Korrekt ist, dass das Gutachten wider-
sprüchlich war und das Gericht Prob-
leme hatte, einzelne Aussagen nachzu-
vollziehen. Gerichtspräsident René
Ernst legt zudem Wert auf die Feststel-
lung, dass er der Staatsanwaltschaft
keine Anweisungen gegeben habe.

Von Alessandra Paone

Basel. Im Jahr 2013 erlebte die Basler
Kantonalbank (BKB) eine der grössten 
Krisen seit ihrem Bestehen. Es wurde
bekannt, dass sie Kursmanipulationen
getätigt hatte. Der damalige Präsident
des Bankrats, Andreas Albrecht, musste
nach einer Rüge durch die Eidgenössi-
sche Finanzmarktaufsicht zurücktre-
ten. Andreas Sturm übernahm danach 
die Leitung des Bankrats, zuerst ad inte-
rim, später fix. Nach dem Skandal sollte
er wieder Ruhe ins Unternehmen brin-
gen. Es gelang ihm. Für diesen Posten
gab Sturm auch sein GLP-Grossrats-
mandat auf. Er war der Mann der
Stunde.

Das war vor drei Jahren. Nun wird 
Andreas Sturm ersetzt. Der Regierungs-
rat hat an seiner Sitzung vom Dienstag 
den Bankrat für die kommende, vierjäh-
rige Amtsperiode ab 1. April 2017
erneuert. Der neue Präsident heisst
Adrian Bult. Er ist 57 Jahre alt, Ökonom 
und wohnt in Basel. Nach Führungspo-
sitionen bei IBM, Swisscom und Avaloq
ist er seit drei Jahren als professioneller 
Verwaltungsrat tätig. Bei der Adnovum 
Informatik und bei Swissgrid präsidiert 
Bult das Aufsichtsgremium. Das Ver-
waltungsratsmandat bei der Swissquote
Group wird er wegen des neuen 
BKB-Mandats aufgeben.

Andreas Sturm bleibt Bankrat
Andreas Sturm bleibt dem Bankrat

als einfaches Mitglied erhalten. Nach-
dem er aktiv dazu beigetragen hat, das
Vertrauen der Kunden in die BKB
zurückzugewinnen, kommt seine Her-
absetzung für viele überraschend. Auch
für ihn, wie aus BKB-Kreisen zu hören
ist. Auf Anfrage der BaZ gibt sich Sturm 
aber professionell und lässt per Mail
ausrichten, dass er die Umgestaltung
des Bankrats «uneingeschränkt» mit-
trage. Im Gegensatz zur früheren poli-
tischen Zusammensetzung trage die
 Neubesetzung eine klare, sachliche 
Handschrift. Das sei konsequent und im 
Interesse der Bank.

Der Bankrat wurde erstmals von der
Regierung und nicht vom Grossen Rat 
gewählt. Die Grundlage dafür ist das
totalrevidierte BKB-Gesetz, über das die
Stimmbürger am vergangenen 5. Juni
abgestimmt haben. Das Gesetz musste
überarbeitet werden, weil das bisherige 
von 1994 den heutigen Anforderungen
nicht mehr entspricht.

Der Bankrat wurde von ursprüng-
lich 13 auf neun Mitglieder verkleinert 
und entpolitisiert. Neu gehören die
Bankräte weder der Regierung noch 
dem Grossen Rat an. Im Zentrum ste-
hen nicht mehr politische, sondern
fachliche Kenntnisse. Zudem müssen
Frauen wie Männer mindestens zu je
einem Drittel vertreten sein; die Mehr-
heit der Bankräte soll im Stadtkanton
wohnen.

Als Vizepräsidentin hat die Regie-
rung Christine Hehli ernannt. Sie wohnt
in Seengen im Kanton Aargau und
arbeitet als Anwältin. Neu in den
BKB-Bankrat gewählt wurden ausser-
dem Jacqueline Henn Overbeck, Pris-
cilla M. Leimgruber und Domenico 
Scala. Von den Bisherigen hat der
Regierungsrat neben Andreas Sturm 
nur drei Mitglieder bestätigt: Urs Ber-
ger, den früheren SP-Regierungsrat
Ralph Lewin und Karoline Sutter
Okomba (SP).

Nicht mehr dabei sind die Vizepräsi-
dentin des aktuellen Bankrats, Christine
Keller (SP), sowie Jürg Stöcklin (Grüne),
Sebastian Frehner (SVP), Helmut
Hersberger (FDP), Jan Goepfert (SP),
Ernst Mutschler (FDP), Michel Ruster-
holz (BDP), der Gewerkschafter Hans
Ulrich Scheidegger (BastA!) und Sibyl
Anwander vom Bundesamt für Umwelt.
Die Betroffenen dürfen zu ihrer Abwahl
und zu den internen Prozessen keine
Stellung nehmen. Das sei die Sprachre-
gelung, sagte etwa Frehner. Auskunft 
gibt nur Finanzdirektorin Eva Herzog.

Wunsch nach Veränderung
Als Grund für den kompletten

Umbau des Bankrats vermuten Insider
eine Machtdemonstration der Regie-
rung, aber vor allem von Eva Herzog.
Diese These ist insofern plausibel, als
dass der Regierungsrat bei der Bera-
tung des neuen BKB-Gesetzes im Parla-
ment mit allen Mitteln dafür gekämpft

hat, dass künftig er und nicht der Grosse
Rat den Bankrat wählt.

Herzog rechtfertigt die vielen Wech-
sel hingegen mit dem allgemeinen
Wunsch nach Veränderung. Man habe 
bewusst einen Strich unter die Vergan-
genheit ziehen wollen. Zur Erneuerung
des Präsidiums sagt sie: «Andreas Sturm 
hat sehr gute Arbeit geleistet. Er war 
derjenige, der die Bank wieder in ruhige 
Gewässer geführt hat. Ich bin froh, dass
er dem Bankrat erhalten bleibt.» Sturm 
habe gut und professionell auf den Ent-
scheid reagiert.

Bei der Zusammensetzung des
Bank rats wurde die Regierung extern
unterstützt. Von den neuen Mitgliedern
hätten nicht alle Bankerfahrung, sagt
Herzog. Das sei auch nicht nötig. Viel
wichtiger sei eine breite Abstützung. 
Adrian Bult etwa sei ein Mann mit 
grosser Verwaltungsratserfahrung.
Über die Abgewählten wollte Herzog
nicht sprechen.

Grosser Rat
Berichterstattung aus
dem Rathaus

«Ich trage die Umgestaltung uneingeschränkt mit.» Andreas Sturm (r.) übergibt das BKB-Präsidium an Adrian Bult.


